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WOLFRAM MEYERHÖFER  

Modellierungen der Wirtschaftlichkeit 
von Verkehrsprojekten 

Dieser Beitrag führt in die mathematische Modellierung der Wirtschaftlichkeit von Verkehrs-
projekten ein. Wenn ein Verkehrsprojekt geplant wird, dann wird dazu eine volkswirtschaftlich 
orientierte Wirtschaftlichkeitsuntersuchung (NKU: Nutzen-Kosten-Untersuchung) durchge-
führt. Diese Untersuchungen stellen ein dankbares Thema für den Mathematikunterricht dar. 
Sie sind nicht nur ein Übungs- und Anwendungsfeld für den Stoff der Sekundarstufe 1, sondern 
die Schüler lernen hier, dass sie in der Lage sind, komplexe Modellierungen zu durchschauen.  

Dieses Sachgebiet ist sinnvoll vorrangig in projektartigen Formen zu bearbeiten. Ich ha-
be solche Projekte bislang mit einem Leistungskurs Mathematik und in einem Universitäts-
seminar ausprobiert, ebenso denkbar scheint mir das Thema aber für kleinere Projekt-
gruppen ab Klasse 9 oder für Facharbeiten in der Oberstufe zu sein. Modellierungen der 
Wirtschaftlichkeit von Verkehrsprojekten sind zwar ausgesprochen komplexe Gesamtgebil-
de, man kann aber mit schulmathematischen Mitteln der Sekundarstufe 1 auskommen. 

Die kritische Analyse von NKU erscheint mir vor allem dann interessant, wenn man aktu-
elle Verkehrsprojekte in der eigenen Umgebung betrachtet. Erst die politische Relevanz 
erzeugt einen stärkeren Sog, „die Sache zu durchschauen“. Schnell erleben die Schüler, dass 
sowohl Bürger als auch Politiker und Verwaltungspersonen sich scheuen, mathematische 
Modellierungen kritisch zu befragen. Ihre „Kommunikationsfähigkeit mit Experten“ (im 
Sinne von ROLAND FISCHER, z. B. 2012) erschöpft sich meist in der Kenntnisnahme der Er-
gebnisse von Untersuchungen. Mir geht es in diesem Artikel um die Erfahrung, dass man als 
Nichtexperte die Experten und ihre Aussagen so lange befragt, bis man die Verlässlichkeit des 
Expertenurteils abschätzen kann. Die Schüler müssen diesen Prozess in seinen Möglichkeiten 
und Grenzen im Mathematikunterricht erleben, damit sie später als Bürger, als Gemeindever-
treter, als Richter oder sonstiger Entscheider in der Lage sind, dem Expertenurteil nicht mit 
gläubiger Unterwürfigkeit, sondern mit intellektueller Mündigkeit zu begegnen. Dazu gehört 
auch, dass man Pauschalurteile der Art „Glaube keiner Statistik, die du nicht selbst gefälscht 
hast“ als bloße Pose erkennt – in vielen Situationen ist es für Entscheider ja gar nicht möglich, 
vorhandene mathematische Modellierungen von Sachverhalten einfach auszublenden. 

Standardisierte Bewertung von Verkehrswegeinvestitionen 

Bei Verkehrsmaßnahmen, die über 25 Mio. € kosten, muss eine standardisierte volkswirt-
schaftliche Bewertung des Projektes in Form einer NKU (Nutzen-Kosten-Untersuchung) 
erfolgen. In manchen Fördermittelverfahren, in denen der Nutzen einer Maßnahme nicht 
völlig offensichtlich ist, verlangen Fördermittelgeber solche Bewertungen auch (eventuell in 
abgekürzter Form), wenn das Projekt lediglich eine Größe zwischen 10 Mio. und 25 Mio. € hat. 

Ziel ist dabei, dass tendenziell nur Verkehrsinvestitionen erfolgen, die volkswirtschaft-
lich einen Nutzen bringen, bei denen also der Nutzen höher ist als die Kosten. Es wird dabei 
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meist nicht auf die Nutzen-Kosten-Differenz (in €) fokussiert, sondern auf das Verhältnis 
von Nutzen und Kosten, den sogenannten Nutzen-Kosten-Indikator (Nutzen geteilt durch 
Kosten). Ist er größer als eins, so übersteigt der Nutzen die Kosten.  

Die für NKU genutzte „Standardisierte Bewertung von Verkehrswegeinvestitionen des 
öffentlichen Personennahverkehrs“ wird im Auftrag des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau und Stadtentwicklung erstellt. Sie wurde erstmals 1976 erprobt und „seit 1982 metho-
disch nahezu unverändert bundesweit angewendet, wobei zwischenzeitlich methodische 
Verbesserungen im Detail und Aktualisierungen der Preisstände (1985, 1993, und 2000) 
erfolgten“ [BMVBS 2006, S. 1].1 

Man benötigt die Standardisierte Bewertung nicht für die Projektdurchführung in der 
Schule. Die verwendeten Modellierungen erschließen sich von selbst, wenn man eine NKU 
analysiert. Ich habe aber zur Vereinfachung für den Lehrer die wichtigsten dort verwende-
ten Modellierungen in Kasten 1 zusammengestellt. Die „Standardisierte Bewertung“ ist 
online zugänglich [s. Literaturverzeichnis]. 

Man erkennt in der Standardisierten Bewertung einen deutlich technokratischen Zugang, 
den ich hier nicht hinterfrage. Ich übernehme auch die dort verwendeten Modellannahmen 
unhinterfragt, weil es mir um den Umgang mit den bereits durchgeführten Standardisierun-
gen geht, nicht aber um die Diskussion der Standardisierung selbst – das wäre ein eigenes 
Kapitel der Betrachtung von Modellierungen.2 Dieser Umgang mit Standardisierungen ist 
das, was vor Ort innerhalb der konkreten NKU passiert. 

Im Grundsatz funktioniert die standardisierte Bewertung folgendermaßen: Es erfolgt 
eine Abschätzung der Gesamtkosten des Projektes. Diese Kosten werden dann in jährliche 
Kosten umgerechnet. Schließlich wird versucht, einen jährlichen Nutzen des Projektes zu 
bestimmen. Der jährliche Nutzen muss höher sein als die jährlichen Kosten, damit öffentli-
che Gelder fließen können. 

Das Potsdamer Beispiel 
Ich erläutere die Erstellung einer KNU anhand eines Beispiels aus Potsdam. 

In Potsdam sollte das frühere Stadtschloss in seinen Umrissen nachgebaut werden. 
Seine Ruinen wurden 1960 abgetragen, um am Standort ein sozialistisches Stadtzentrum 
zu errichten. Zu so einem modernen Zentrum gehörte in den 70er-Jahren eine Magistrale, 
sodass die Hälfte des Schlossgrundstückes von einer formidablen Kreuzung belegt wur-
de, über die täglich 60.000 Fahrzeuge rollten – es handelte sich damit um eine der 
meistbefahrenen Straßen der Stadt. Wenn man das Schloss nachbauen wollte, musste 
man die Kreuzung umbauen und die Straße verschwenken, wofür man aber keine För-
dermittel des Landes bekommt. Die Stadtverwaltung glaubte nun, dass die Baumaßnah-
me förderfähig würde, wenn man sie mit einer neuen Trambrücke zu einer Maßnahme 
zusammenschnürt – was die Kosten von 2,5 Mio. € auf 12,5 Mio. € erhöhte, dafür wür-
den diese Kosten aber vom Land statt von der Stadt getragen. Man musste diese 
Maßnahme nun aber einer (verkürzten) Nutzen-Kosten-Untersuchung (NKU) im oben 
beschriebenen Sinn unterziehen, um die Landesgelder zu erhalten. 

                                                               
1 Das parallele Instrument für den Straßenbau heißt „Empfehlungen für Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen 

von Straßen“ (EWS). 
2 So wird zum Beispiel die Modellierung des monetären Wertes eines Menschen mit 1,238 Mio. € in dem 

Buch „Was bin ich wert? Eine Preisermittlung.“ von JÖRN KLARE diskutiert. 
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Kosten 

Man versammelt zunächst die Projektkosten. In Potsdam sollte zur Umfahrung des Schloss-
nachbaus die Straßenbahn („Tram“) um wenige Meter verlegt werden, wozu aufgrund der 
topologischen Situation eine neue Trambrücke nötig erschien. In einer ersten KNU erwies 
sich der Bau einer Trambrücke als solcher allerdings als unwirtschaftlich. Wenn man wie in 
Potsdam feststellt, dass sich ein ÖPNV-Projekt3 als unwirtschaftlich erweist, dann gibt es 
die Möglichkeit, es mit anderen Projekten zu verknüpfen, die in ihrer Gesamtheit dann u. U. 
wieder wirtschaftlich sein können. Man hat daher die Brücke breiter geplant und einen Fuß- 
und Radweg mit auf die Brücke gelegt. Das war zwar nicht notwendig, weil ein Fuß- und 
Radweg bereits vorhanden war, aber dadurch konnte man einen Teil der Brückenkosten 
rechnerisch dem Fuß- und Radverkehr zuordnen. Weil die Brückenkosten nun zur Hälfte 
dem Fuß- und Radweg zugeordnet wurden, erschien die Trambrücke rechnerisch billiger, 
weil nur noch die Hälfte der Brückenkosten der Tramtrasse zugeordnet wurde. Auf diese 
Weise konnte zudem ein zweiter öffentlicher Fördertopf erschlossen werden, nämlich der 
für Fuß- und Radwege. Man kann mit einer solchen Konstruktion auch die rechnerischen 
Kosten der Baumaßnahme variieren, indem man den Tramteil oder den Fuß- und Radweg-
teil ein wenig breiter oder weniger breit macht und die Brückenkosten entsprechend 
verändert. 

Für die einzelnen Kostenelemente wird eine Nutzungsdauer festgesetzt, z. B. für eine 
Brückenkonstruktion 50 Jahre, für eine Haltestelle 20 Jahre, für Fahrleitungen 35 Jahre. Die 
Nutzungsdauern werden in den Rechnungen angegeben, so dass man die Umrechnung der 
Errichtungskosten in Jahreskosten gut nachvollziehen kann. Investitionen, die nicht aus-
schließlich vom ÖPNV benutzt werden, z. B. Kreuzungsanlagen mit Straßen, werden nur 
mit einem jährlichen Kostenanteil von 3 % angesetzt, aber auch das wird gekennzeichnet. 

Man sieht, dass bereits in die Kostenrechnung viele Modellierungsannahmen einfließen 
müssen, über die man streiten kann. Hinzu kommt die Entscheidung, ob man den Kapital-
dienst oder Unterhaltskosten einberechnet oder nicht. Beim Kapitaldienst ist das Problem, 
dass die öffentliche Hand in Zeiten von Haushaltsdefiziten in gewissem Sinne jedes Projekt 
auf Kredit finanziert, bei den Unterhaltskosten sind offensichtlich breite Korridore möglich. 

Im Ganzen schließt die Kostenrechnung mit einem Wert für die auf ein Jahr umgerech-
neten Kosten für die Maßnahme. Dem wird nun der Nutzen entgegengestellt. 

Nutzen 

Auch die Darstellung der Nutzenberechnung orientiert sich hier exemplarisch an dem Pots-
damer Beispiel. In jedem konkreten Fall wird die Berechnung zwar standardisiert, dennoch 
in ihren Ausgestaltungen verschieden sein. Grundsätzlich muss man sich immer in etwas 
zunächst Unbekanntes eindenken, das man erst Schritt für Schritt besser durchschaut. 

1. Zunächst wird die Reisezeitersparnis für Nutzer des ÖPNV ermittelt. Man ermittelt dazu, 
wie viel Zeit der ÖPNV pro Fahrt einspart, wenn man die Maßnahme realisiert. Das sind im 
Stadtverkehr oftmals nur Sekunden pro Fahrt. Aus Fahrgastuntersuchungen weiß man, wie 

                                                               
3 ÖPNV: Öffentlicher Personennahverkehr 
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viele Fahrgäste – getrennt nach Erwachsenen und nach Schülern – im Schnitt pro Fahrt an 
einem normalen Arbeitstag mitfahren. Daraus errechnet man „Gesamtzeiteinsparungen“ pro 
Tag. Nun werden für Schüler 250 Fahrtage und für Erwachsene 300 Fahrtage (also „Arbeits-
tage“) angenommen, sodass man die insgesamt eingesparte Fahrzeit für die Fahrgäste erhält. 

Die eingesparte Fahrzeit wird in einen monetären Nutzen umgerechnet. Dahinter steckt 
der volkswirtschaftliche Gedanke, dass Zeit im Grunde Geld sei. Es wird sozusagen Le-
benszeit, die man nicht im Bus verbringt, sondern beim Arbeiten oder mit Freizeit oder 
sonstigem, in Geld umgerechnet, welches das Volk quasi als volkswirtschaftlichen Nutzen 
erhält, wenn es den gleichen Weg in weniger Zeit zurücklegen kann. Für Schüler werden 
2 € pro eingesparter Fahrstunde modelliert, für Erwachsene 7 €. Damit hat man einen 
„volkswirtschaftlichen Nutzen“ für eingesparte Fahrzeit. Der einzelne Fahrgast ist zwar nur 
wenige Minuten im Jahr weniger unterwegs, aber man hat ein mehr oder weniger sinnvolles 
Maß modelliert, diese Zeit in Geld umzurechen. 

2. Wenn der ÖPNV verbessert wird, wird oftmals auch der Motorisierte Individualverkehr 
(MIV) betroffen sein. Wenn man z. B. eine neue Kreuzungsführung bauen möchte, so kann 
dies dem MIV nutzen, kann ihm aber ebenso schaden. Die MIV-Kosten bzw. -Schäden sind 
oftmals der eigentliche Knackpunkt bei der Berechnung der Wirtschaftlichkeit von ÖPNV-
Projekten, weil hier eventuell viel größere Summen entstehen als im ÖPNV, wo der Vorteil 
oft nur Sekunden ausmacht, die dann auch nur mit 2 € bzw. 7 € pro Stunde gerechnet wer-
den. Das Potsdamer Trambrückenprojekt ergab zum Beispiel in der ersten Kalkulation einen 
ÖPNV-Schaden von 5.700 € pro Jahr, aber einen MIV-Nutzen von 274.400 €. Das heißt, 
dass die ÖPNV-Investition dem ÖPNV schadet (hier verlängerten sich die Fahrzeiten, weil 
der Schlossnachbau zu umfahren war), aber für den MIV einen Vorteil bringt. (In einem 
nachfolgenden Gutachten hat man dann doch noch einen Nutzen der Trambrücke für die 
Tram „herausgeholt“, indem man sich bessere Ampelschaltungen ausgedacht hat, für die 
allerdings die Trambrücke nicht notwendig gewesen wäre.) 

Die Verbesserungen im MIV machen sich an den für den MIV vermiedenen oder hinzu-
kommenden Fahrleistungen in Kilometern – nicht an eingesparter oder zusätzlich benötigter 
Zeit wie beim ÖPNV – fest. Ich erläutere das unten. 

Der erste Posten der MIV-Rechnung sind vermiedene Betriebskosten. Wenn ein Pro-
jekt dazu führt, dass Autofahrer weniger Kilometer fahren müssen, dann benötigen sie 
weniger Benzin, ihr Fahrzeug verschleißt weniger usw. Die so vermiedenen Kosten werden 
mit 25 Cent pro vermiedenen Kilometer modelliert. Ein volkswirtschaftlicher Nutzen ent-
steht hier also als Summe von vermiedenen Individualkosten. 

3. Anders ist es mit den volkswirtschaftlichen Kosten von (vermiedenen oder hinzu-
kommenden) Abgasen. Sie schädigen nicht nur das Individuum, z. B. durch Lohnminde-
rung bei krankheitsbedingtem Ausfall, vielleicht durch Asthma. Sie schädigen auch die 
Gemeinschaft, z. B. durch Krankheitskosten. 

4. Gleiches gilt für vermiedene Unfallkosten. Hier sind zum einen die Modellierungen mit 
Hilfe der vermiedenen bzw. hinzukommenden Fahrleistungen möglich, die in Kasten 1 
angegeben sind. Die Modellierung geht dabei von Erfahrungswerten aus, dass pro einer 
Million gefahrenen Kilometern eine bestimmte Anzahl von Unfällen vorkommt. Dabei wird 
ein bestimmter Sachschaden produziert, es tritt eine bestimmte Anzahl an Leichtverletzten, 
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an Schwerverletzten und an Toten auf. Diesen Schadenskategorien werden volkswirtschaft-
liche Kosten zugeordnet, welche sowohl individuell als auch gemeinschaftlich sind. 

Man kann zur Kalkulation der Unfallkosten alternativ die tatsächlichen Unfallkosten be-
trachten. Dazu rechnet man die wirklich vorgekommenen Unfälle in volkswirtschaftliche 
Kosten um und peilt über den Daumen (mehr passiert da wirklich nicht, deshalb kann man 
hier die Rechnung stark im eigenen Sinne gestalten), um wie viel Prozent die Unfälle ab-
nehmen werden, wenn man die geplante Verkehrsmaßnahme durchführt. Mir scheint, man 
wählt diese etwas aufwändigere Methode eher, wenn man die Rechnung entsprechend „ge-
stalten“ will. Der Nachteil des Bürgers ist hier immer, dass der gepeilte Daumen des 
Verkehrsexperten in der politischen Debatte schwerer wiegt als der Bürgerdaumen. 

5. Zu guter Letzt werden noch erhöhte oder verminderte Geräuschbelastungen in Geld-
nutzen umgerechnet. Hier ist der einzige Punkt, an dem eine nichtproportionale Modellie-
rung vorgenommen wird. Diese Nichtproportionalität muss man aber mit den Schülern nicht 
näher betrachten, da das in den Rechnungen bereits getan ist: Der Schall nimmt nicht mit der 
Anzahl der Fahrzeuge, die an unserem Fenster vorbeifahren, zu oder ab, sondern deutlich 
schwächer, nämlich logarithmisch. Die Gutachter geben aber Werte für den Schallpegel vor 
der Maßnahme und nach der Maßnahme an, und in der Rechnung wird es danach wieder 
linear. Es wird nun nämlich einfach die Anzahl der Einwohner betrachtet, die durch die Maß-
nahme mehr oder weniger Geräuschbelastung haben. Diese betroffenen Einwohner werden 
nach einem im Rahmen dieses Artikels nicht näher aufschlüsselbaren Verfahren gewichtet. 
Jeder gewichtete Einwohner, der eine zusätzliche oder geringere Geräuschbelastung erfährt, 
wird mit einem Schaden bzw. Nutzen der Maßnahme von 53 € pro Jahr angesetzt. Wenn eine 
neue Umgehungsstraße an einem Haus vorbeigeführt wird, zählt das volkswirtschaftlich also 
nur mit 15 Cent pro Tag, wenn dort ein mit dem Faktor 1 gewichteter Einwohner wohnt. 

Kasten 1 

Folgende Modellierungen werden in den Verkehrsrechnungen verwendet: 
 Ein „Fahrzeugkilometer“ kommt zustande, wenn ein Fahrzeug einen Kilometer fährt. 

(1 Fahrzeug mal 1 Kilometer. Wenn also 50 Fahrzeuge je 100 m (0,1 km) fahren, 
dann „produzieren“ sie 50 ∙ 0,1 = 5 Fahrzeugkilometer.) 

 Pro gefahrenem Fahrzeugkilometer werden 0,25 € für Betriebskosten modelliert. 
 Pro Fahrzeugkilometer wird ein Ausstoß von 278 Gramm CO2 angenommen, die 

volkswirtschaftlichen Kosten der CO2-Belastung werden mit 231 € pro Tonne ange-
setzt. Das bedeutet umgerechnet, dass pro Fahrzeugkilometer 0,064218 € als volks-
wirtschaftliche Kosten des CO2-Ausstoßes angesetzt werden. 

 Weitere Schadstoffe werden mit 0,34 Cent pro Fahrzeugkilometer angesetzt. Vor-
sicht beim Rechnen! Das sind nur 0,0034 € pro Fahrzeugkilometer. 

 Für einen Toten werden volkswirtschaftliche Kosten von 1,238 Mio. € veranschlagt. 
Gleichzeitig wird pro 1 Million gefahrenen Kilometern mit 0,012 Toten kalkuliert, 
damit ergeben sich kalkulierte Todeskosten von 0,014856 € pro Fahrzeugkilometer. 

 Für einen Schwerverletzten werden volkswirtschaftliche Kosten von 85.000 € veran-
schlagt. Gleichzeitig wird pro 1 Million gefahrenen Kilometern mit 0,325 Schwer-
verletzten kalkuliert, damit ergeben sich kalkulierte Kosten für Schwerverletzte von 
0,027625 € pro Fahrzeugkilometer. 
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 Für einen Leichtverletzten werden volkswirtschaftliche Kosten von 3.800 € veran-
schlagt. Gleichzeitig wird pro 1 Million gefahrenen Kilometern mit 1,551 Leicht-
verletzten kalkuliert, damit ergeben sich kalkulierte Kosten für Leichtverletzte von 
0,0058938 € pro Fahrzeugkilometer. 

 Für Sachschadenskosten werden 61.800 € pro 1 Mio. Fahrzeugkilometer kalkuliert. 
Das sind 0,0618 € pro Fahrzeugkilometer. 

Wenn man die Gesamtkosten für alle volkswirtschaftlichen Belastungen zusammen-
nimmt, dann werden 0,4277928 € pro Fahrzeugkilometer veranschlagt. Wenn man mit 
diesem Wert rechnet, muss man wirklich mit allen Stellen rechnen, da man ja oftmals 
mit Millionen Fahrzeugkilometern im Jahr rechnet. Probieren Sie ruhig mal aus, welche 
Fehler man durch allzu forsches Runden erzeugt! 

Hier nicht betrachtet werden Kalkulationen zu Lärmbelastungen. Dabei wird ab-
geschätzt, wie viele Anwohner durch die Maßnahme von Lärm entlastet bzw. stärker mit 
Lärm belastet werden. Diese Anwohner werden auch noch verschieden gewichtet. Die 
gewichteten Einwohner werden aufsummiert, sodass eine Zahl von im Ganzen belasteten 
oder entlasteten Einwohnern entsteht. Für jeden (gewichteten) belasteten oder entlasteten 
Einwohner werden 53 € pro Jahr als Kosten oder Nutzen der Maßnahme kalkuliert. 

Schauen wir uns nun einige Probleme an, auf die Sie bei Ihren Betrachtungen mit Schülern 
zu solchen Wirtschaftlichkeitsrechnungen achten sollten, weil hier interessante Mathematik 
lauert, die gleichzeitig in Bezug auf die sachinhaltliche Deutung des Nutzens von Verkehrs-
projekten relevant ist. 

Vermiedene Verkehre im MIV (Motorisierter Individualverkehr) 

Die Aufgabe der standardisierten Bewertung bezüglich des MIV (Motorisierter Individual-
verkehr) besteht darin, herauszufinden, ob durch die Maßnahme Verkehre des MIV ver-
mieden werden. Wenn Verkehre vermieden werden, dann kann man sie mit den eben 
beschriebenen und in Kasten 1 näher angegebenen Umrechnungsfaktoren in volkswirt-
schaftlichen Nutzen umrechnen. Nun werden Sie vielleicht auf Betrachtungen treffen, bei 
denen angenommen wird, dass durch die höhere Attraktivität des ÖPNV ein angenommener 
Prozentsatz von MIV-Fahrten nicht stattfinden. Sie können dann die Plausibilität der An-
nahmen diskutieren. In meinem Illustrationsbeispiel wurde anders vorgegangen, und auch 
auf so etwas werden Sie vielleicht stoßen.  

Bei der Modellierung der vermiedenen Verkehre werden Daten zu „durchschnittlichen 
täglichen Verkehrsstärken“ (DTV) zugrunde gelegt. Man betrachtet ein bestimmtes Stadt-
gebiet und stellt dar, welche Verkehrsleistungen auf den einzelnen Teilstrecken des betrach-
teten Stadtgebietes bisher auftreten. Dieser sogenannte „Nullfall“ ergibt sich aus Verkehrs-
zählungen, er ist in Abb. 1 dargestellt. Für die Berechnung der Verkehrsverhältnisse nach 
der Maßnahme („Planfall“, Abb. 2) verwendet man Prognoseprogramme. In diese speist man 
die durch die Maßnahme veränderten „Verkehrswiderstände“ ein, z. B. neue Straßenbrei-
ten, veränderte Geschwindigkeitsbegrenzungen, neue Parkstreifenregelungen oder Annah-
men über Verkehre, die im Parkhaus eines Einkaufszentrums im Betrachtungsgebiet landen.  
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Abb. 1: Nullfall (Ohnefall) Ausschnitt Karte 

 
Abb. 2: Planfall Ausschnitt Karte 
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Diese Annahmen werden oftmals nicht veröffentlicht. Dann kann man sie nicht auf Plausibili-
tät überprüfen. Die Rhetorik von Verwaltungen ist in solchen Fällen oft, dass der Computer mit 
einem modernen und standardisierten Programm die Zahlen eben „objektiv“ errechnet hätte. 

Um den Nutzen der Baumaßnahme zu berechnen, schaut man sich nun das Gesamtnetz 
an: Wenn im Gesamtnetz der Verkehr durch die Baumaßnahme abnimmt, dann kann man 
diesen verminderten Verkehr in einen volkswirtschaftlichen Nutzen umrechnen. Nimmt der 
Verkehr zu, dann kann man die Zunahme in einen volkswirtschaftlichen Schaden umrechnen. 

Wir nehmen im Weiteren an, dass die Prognose-Zahlen plausibel sind und schauen uns 
die Berechnung des volkswirtschaftlichen Nutzens im Einzelnen an: In der Mitte der Abb. 1 
und Abb. 2 sieht man eine Straße, für die im Nullfall (Ohnefall) in Nordrichtung 8.700 Fahr-
zeuge pro Tag, in Südrichtung 8.550 Fahrzeuge pro Tag angegeben sind, zusammen also 
17.250 Fahrzeuge pro Tag. Im Planfall werden daraus 3.800 Fahrzeuge und 2.750 Fahr-
zeuge, zusammen also 6.550 Fahrzeuge. 

An dieser Straße möchte ich mein Beispiel entfalten. Die Maßnahme verringert die Belas-
tung dieser Straße um täglich 10.700 Fahrzeuge (17.250 minus 6.550). Mit dem Umrech-
nungsfaktor aus Kasten 1 und einer für diese Straße angegebenen Straßenlänge von 250 m 
ergibt das einen täglichen volkswirtschaftlichen Nutzen von 10.700 Fahrzeugen ∙ 0,4277928 € 
pro Fahrzeugkilometer ∙ 0,25 km. 

Es werden auf diesen 250 m im Planfall täglich 2.675 km weniger gefahren als im Ohnefall 
(10.700 Fahrzeuge mal 0,25 km) und damit volkswirtschaftlich 1.144 € pro Tag eingespart. 
Mit 365 Tagen ergibt das einen Nutzen von 417.686 € jährlich. (Berücksichtigt sind in der Zahl 
0,4277928 € pro Fahrzeugkilometer vermiedene Betriebskosten, Abgaskosten und Unfall-
kosten.) Man erkennt, dass die große Anzahl der Fahrzeuge zu enormen Nutzenzahlen führt. 

Diese Rechnung führt man nun für alle Straßen des Gesamtnetzes durch, und zwar nicht mit 
den 0,4277928 € pro Fahrzeugkilometer, sondern für die einzelnen Betrachtungselemente ein-
zeln. Dazu kann man eine einfache Excel-Tabelle anlegen. Nachfolgend ist die Tabelle für die 
vermiedenen Betriebskosten für den in den Abb. 1 und Abb. 2 dargestellten Netzausschnitt ab-
gebildet. Die Straßen in den Tabellenzeilen findet man, indem man die DTV-Zahlen zuordnet. 

Man erkennt, dass in manchen Straßen der Verkehr zunimmt, in anderen Straßen nimmt 
der Verkehr ab. Im Ganzen wird eine Verminderung des Autoverkehrs um 733.778 gefah-
rene Kilometer pro Jahr (das sind 3%) konstatiert. Das ergibt allein für die vermiedenen 
Betriebskosten einen volkswirtschaftlichen Nutzen von 183.000 € pro Jahr. Eine gleicharti-
ge Tabelle wird für die vermiedenen Abgase und für vermiedene Unfälle erstellt. 

In Potsdam zeigte sich nun ein interessantes Problem: Als „Gesamtnetz“ werden hier 
nur die angegebenen 12 Straßenteile benutzt. Es handelt sich dabei um ein Gebiet von we-
niger als einem Kilometer im Quadrat. In diesem Gebiet nimmt durch den Bau der Tram-
brücke der Verkehr ab, und das schlägt sich als volkswirtschaftlicher Nutzen nieder. 

Die Frage ist nun, wo der Verkehr bleibt. Steigen die Menschen auf die Tram um, weil 
eine neue Trambrücke gebaut wird? Gehen sie zu Fuß? Fahren sie Fahrrad? Nichts davon ist 
der Fall. Eine Nachfrage bei der Firma, die die Verkehrprognose erstellt, zeigte, dass bei der 
Erstellung der Prognose nicht davon ausgegangen wurde, dass irgendjemand weniger Auto 
fährt, weil es die Trambrücke gibt. Es wird – sinnvollerweise – davon ausgegangen, dass die 
Autos woanders entlangfahren. Konkret heißt das für die Situation in Potsdam, dass die Auto-
fahrer längere Wege fahren. Sie durchfahren nicht mehr das Gebiet, für das die NKU gemacht 
wurde, sondern sie umfahren das Gebiet. Das heißt, dass der Bau der Trambrücke in Wirk-
lichkeit die Verkehrsbelastung erhöht, also einen volkswirtschaftlichen Schaden hervorruft. 
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Dies ist ein Verstoß gegen die „Standardisierte Bewertung von Verkehrswegeinvestitionen“. 
Sie enthält in den Punkten 2.2.5 und 2.2.6 zwar nur wenige Anweisungen zum in Potsdam 
verwendeten verkürzten Verfahren, rekurriert aber deutlich auf eine Wahl des Betrachtungs-
raums, die die wirklichen Verkehrsflüsse berücksichtigt (S. 31). Notfalls soll man sich an 
den Gemeindegrenzen orientieren. Für die Verkehrsprognose wurde das auch gemacht, 
sodass man bereits „per Hingucken“ abschätzen kann, dass der Verkehr durch den Bau der 
Trambrücke Umwege nehmen muss. Eine sachadäquate NKU hätte den Gesamtverkehr 
betrachtet, dabei hätte sich gezeigt, dass die Verkehrsbelastung durch die Baumaßnahme 
erheblich zunimmt. 

Andere interessante Problemstellungen 

Rechenfehler 
Es ist eigentlich nicht damit zu rechnen, dass man in den professionell und computerunter-
stützt erstellten NKU auf Rechenfehler4 stößt. In der Potsdamer Untersuchung trat 
erstaunlicherweise trotzdem einer auf. In der Kategorie „weitere Schadstoffe“ wurde statt 
mit 0,34 Cent pro Kilometer mit 3,4 Cent gerechnet. Dies führte für „weitere Schadstoffe“ 
zu einem rechnerischen Nutzen von 22.000 €, das entsprach zufällig genau dem damals 
errechneten jährlichen Gesamtnutzen der Maßnahme. Mit dem richtigen Wert ergaben sich 
lediglich 2154,38 € Gesamtnutzen der Maßnahme pro Jahr. 

Genauigkeitsprobleme 
Ich fragte mich nun, ob dieser Nutzen von 2154,38 € pro Jahr bei einer Maßnahme, die etwa 
12,5 Mio. € kostet, überhaupt als Nutzen angesehen werden kann. Schließlich wird hier 
doch mit sehr unsicheren Daten gearbeitet. Ich habe deshalb versucht, einen Eindruck von 
der Genauigkeit des Resultats zu bekommen. Zunächst habe mir das Problem für eine einzi-
ge Straße angesehen: Wenn man annimmt, dass die oben als Beispiel betrachtete Straße 
(Friedrich-Ebert-Straße) statt der geschätzten 250 m nur einen (!) Meter kürzer ist, dann 
rutscht das Gesamtprojekt bereits ins Minus. 

Man kann das zu einer systematischen Fehlerrechnung erweitern: Die Streckenlängen 
der einzelnen Straßenabschnitte wurden von den Gutachtern zunächst mit einer Genauigkeit 
von 10 m angegeben. Das heißt, dass eine Streckenlänge, die mit 250 m angegeben wird, in 
Wirklichkeit zwischen 245 m und 255 m liegt. Man muss dabei beachten, dass es Straßen 
gibt, deren Verlängerung einen höheren Nutzen ergibt und Straßen, deren Verlängerung 
einen niedrigeren Nutzen ergibt. Die Unsicherheit errechnet man, indem man die Fehler so 
annimmt, dass sich entweder größtmöglicher Nutzen oder größtmöglicher Schaden ergibt. 
Für das erste Potsdamer Gutachten ergab sich eine Unsicherheit von 62.000 € pro Jahr, 
wenn man nur die vorgeblich vermiedenen Betriebskosten, vorgeblich vermiedene Schad-
stoffe und Unfallschäden betrachtet. 

Die Unsicherheit von 62.000 € bedeutet, dass bei einem errechneten Nutzen von 2000 € 
der „Nutzen“ zwischen minus 60.000 € und plus 64.000 € liegt, ohne dass wir irgendeinen 
Anhaltspunkt dafür haben, wo in diesem Intervall sich der tatsächliche Wert befindet. Um 

                                                               
4 Man rechnet auch nicht unbedingt damit, dass bei der Übertragung von Daten aus einer Tabelle in eine wei-

tere Tabelle Datenübertragungsfehler auftreten, aber auch das habe ich im Potsdamer Beispiel gefunden. 
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von einem sicheren Nutzen auszugehen, müsste der errechnete Nutzen in jedem Fall über 
62.000 €, also über der Unsicherheitsspanne, liegen. Die Unsicherheit vergrößert sich, weil 
nicht nur die Werte der Streckenlänge, sondern auch die DTV-Werte mit Unsicherheiten 
belastet sind. Das Unsicherheitsproblem lässt sich über genauere Längenangaben be-
arbeiten. 

Umwegprobleme 
In Potsdam wurde durch die Umfahrung des Schlossnachbaus für die Straßenbahn eine 
Wegverlängerung von 28 m angenommen. Für die Straße liegt eine Wegverlängerung in 
etwa gleicher Höhe vor. Wenn für den Planfall angenommen wird, dass täglich 54.850 
Fahrzeuge dort entlangfahren, dann ergibt dies einen täglichen Mehrweg von 1535,8 km, 
also einen jährlichen Mehrweg von 560.576 km. Anders gesagt: Jeder Meter Umweg ergibt 
bei 54.850 Fahrzeugen einen Umweg von 54,85 km täglich oder 20.020 km jährlich. Volks-
wirtschaftlich kostet ein Meter Umweg dann also 8564 € pro Jahr. 

Wie lang ist ein Jahr? 
Die „Standardisierte Bewertung von Verkehrswegeinvestitionen“ legt fest: 

„Diese [die vom MIV zum ÖV verlagerten Verkehrsleistungen in Personenkilometern] 
sind unter Ansatz eines Pkw-Besetzungsgrades von 1,2 und eines Hochrechnungsfaktors 
vom Werktag auf das Jahr in Höhe von 300 in eingesparte Pkw-Betriebsleistungen umzu-
rechnen.“ (S. 66) 

Wenn man wie in Potsdam statt mit 300 Werktagen mit 365 Tagen rechnet, dann drückt 
man einen vorhandenen Nutzen rechnerisch nach oben. Manchmal überschreitet man nur 
mit diesem Trick die Wirtschaftlichkeitsschwelle. 

Unfallopfer werden zu wirtschaftlichem Nutzen 
Als ich in Potsdam die Problematik der inadäquaten Auswahl des Betrachtungsgebietes an 
die Öffentlichkeit trug, erklärte die Stadtspitze, dass das alles völliger Blödsinn sei – gab 
aber eine weitere NKU in Auftrag. Die obigen Abbildungen und Tabellen habe ich aus 
grafischen Gründen aus dieser neuen NKU entnommen, bei der zum Teil die Genauigkeit 
der Straßenlängenangaben verbessert wurde. 

In der neuen NKU wurde das Betrachtungsgebiet unverändert belassen – obwohl die 
Kritik daran Grund für die Neuberechnung war. Neu kam hinzu, dass nun die Unfallzahlen 
nicht mehr über die vorgeblich weniger gefahrenen Kilometer kalkuliert wurden. Stattdes-
sen wurde mit „echten“ Unfallzahlen aus der Unfallstatistik der Polizei gearbeitet. Hier 
werden für den Unterricht Fragen aufgeworfen wie „Was gilt als Unfall?“, „Was ist eine 
Unfallhäufungsstelle?“, „Wie klassifiziert man Unfälle?“ usw. Für die NKU werden diese 
„echten“ Unfallzahlen nach dem in Kasten 1 angegebenen Schlüssel wieder in volkswirt-
schaftlichen Schaden umgerechnet. In Potsdam wählte man nun nicht etwa das Betrach-
tungsgebiet der „restlichen“ NKU für die Unfallbetrachtung. Stattdessen weitete man das 
Betrachtungsgebiet für die Unfallbetrachtung um einige Meter aus. Das führte dazu, dass 
eine im Jahr 2005 getötete Fußgängerin plötzlich in die Unfallstatistik der Baumaßnahme 
„hineinzählte“. Diese Fußgängerin zählt in der Modellierung als volkswirtschaftlicher 
Schaden von 1,238 Mio. € und sorgte dafür, dass das Betrachtungsgebiet als mit hohen 
Unfallschäden belastet erschien. 
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Nun wurde eine – völlig beliebige und auch nicht begründete – Annahme darüber getroffen, 
um wie viel Prozent die Unfälle durch die Baumaßnahme sinken würden. Diese ange-
nommene Senkung der Unfallzahlen wurde in einen volkswirtschaftlichen Nutzen um-
gerechnet. Was wir hier sehen, ist ein Prozess, der mit scheinbar präzisen und scheinbar 
objektiven Daten – nämlich mit jenen Unfalldaten, die die Polizei aufnimmt – beginnt. 
Dieser Bezug auf „echte“ Daten verleiht der Kalkulation eine scheinbare Autorität, obwohl 
das Betrachtungsgebiet inadäquat gewählt wurde und die Annahmen über die Abnahme der 
Unfallzahlen ohne jede Datenbasis erfolgte. 

Habituelle Implikationen bei der Untersuchung komplexer 
mathematischer Modellierungen in politischen Kontexten 

Wenn man sich im Unterricht auf komplexe mathematische Modellierungen in staatsbürger-
lich relevanten Feldern einlässt, dann setzt man sich professionellen Anforderungen aus, die 
hier zumindest formuliert werden sollen. 
 Die Analyse von Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen von Verkehrsprojekten ist nur interes-

sant, wenn es sich um aktuelle Projekte handelt, von denen die Schüler zumindest mittelbar 
betroffen sind. Man spricht sie damit als politische Wesen an – was der Mathematikunter-
richt im Allgemeinen strikt vermeidet. Man muss sich allerdings vor Augen halten, dass die 
ostentative politische Neutralität des Mathematikunterrichts keine echte Neutralität ist – sie 
ist eher affirmative Erzeugung einer Art von Glauben an die Mathematisierbarkeit der Welt 
und an das Urteil von Menschen, die die Welt mathematisieren können. Ich möchte hier die 
erschließenden Artikel von Lutz FÜHRER [1988, 2012] empfehlen. 

 „Hier ist ja gar nichts zu rechnen!“ Das irritiert manchen Schüler und manchen Lehrer 
zunächst. In der Tat wird hier ein Strang von mathematischer Bildung verfolgt, der den 
Nachvollzug von Modellierungen und Rechnungen für ein notwendiges Bildungsgut hält. 

 Mit der Wahl eines politischen Themas begibt sich der Mathematiklehrer in ein für ihn 
neues Handlungsproblem. Er kann politisch nicht neutral sein – und sollte es deshalb 
auch nicht suggerieren. Er muss somit lernen, das sachliche Argument von der politi-
schen Wichtung der Argumente zu trennen. Auch hier gilt allerdings, dass damit nur 
expliziert wird, was in jedem Unterricht implizit ohnehin vorhanden ist. 

 Mit jedem Projekt – und erst recht mit einem komplexen Projekt – begibt der Lehrer sich 
auf unsicheren Boden. Der Lehrer ist kein Experte für Verkehrsprojekte. Er wird nicht je-
de Einzelheit der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung verstehen und er kann nicht jede Frage 
beantworten. Genauso wie die Schüler muss er lernen, mit begrenzten Informationen Fra-
gen zu formulieren und Schlussfolgerungen vorläufig und unsicher zu ziehen. Er begibt 
sich in ein intellektuelles Abenteuer, der Preis ist eine doppelte Unsicherheit: Er wird in 
seinem professionellen Selbstverständnis verunsichert, und er bleibt unsicher hinsichtlich 
des Projektresultats, denn vorher weiß man eben nicht, ob sich die konkret analysierte 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung als stimmig herausstellt oder als problematisch. 

 Das Verstehen einer komplexen Modellierung ähnelt dem Verstehen eines mathemati-
schen Beweises: Man muss sich entweder zunächst klar machen, „wie die Sache 
grundsätzlich gedacht ist“ und dann erschließt man sich Schritt für Schritt die Einzelhei-
ten der Argumentation, oder man erarbeitet sich zunächst jene Einzelheiten, die man 
schnell durchschaut, und weitet seinen Fokus dann aus.  
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 Man wird nie fertig: Man kann Modellierungen von komplexen realen Problemen recht 
grob analysieren, aber es scheint keine Grenzen für die Analysetiefe und -breite zu ge-
ben. Man kann über der Analyse von Modellierungen quasi zum Fachmenschen werden. 
Bestandteil des Bildungsprozesses ist es daher, „aufhören zu lernen“. Dazu gehört es, mit 
bleibenden Unsicherheiten in einer Weise umgehen zu lernen, die nicht beliebig ist, son-
dern dem eigenen Erkenntnisinteresse entspricht oder abzuschätzen, ob die erreichte 
Verstehenstiefe eine verantwortungsvolle Sachentscheidung ermöglicht. 

 Im Laufe der Untersuchungen wird man über die Sinnhaftigkeit der vielen notwendigen 
Modellannahmen streiten. Dabei erscheint es zentral zu erkennen, dass man Modellan-
nahmen treffen muss, wenn man ein Problem quantifizieren möchte. Die konkrete Wahl 
der Modellannahme ist wiederum ein Prozess des Kampfes unterschiedlicher Interessen. 
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